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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Der Nationalrat beriet die Vorschläge des Bundesrates für eine Teilrevision des
Gesetzes über die Schuldbetreibung und den Konkurs. Nachdem Eintreten
unbestritten war, setzten sich in der Detailberatung einige nicht besonders umstrittene
Abänderungsanträge der Kommissionsmehrheit durch. Keine Erfolgschancen hatten
dagegen die Anträge der Linken. Dabei wurde unter anderem die Forderung, bei der
Pfändung nicht mehr auf den Zwangsbedarf, sondern auf ein soziales Existenzminimum,
wie es von den Fürsorgeämtern definiert wird, Rücksicht zu nehmen, mit 114 zu 63
Stimmen abgelehnt. Der Ständerat nahm an der umfangreichen Gesetzesrevision
ebenfalls eine Vielzahl von kleineren Änderungen vor. Zudem wies er einen Teil der
Vorlage an den Bundesrat mit der Auflage zurück, eine Zusatzbotschaft über die
Auswirkungen des 1991 ratifizierten Lugano-Abkommens auszuarbeiten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.1993
HANS HIRTER

Die Teilrevision des Gesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs konnte
abgeschlossen werden. Um weitere Verzögerungen zu vermeiden, waren beide
Kammern auf Antrag von Bundesrat Koller bereit, die Frage einer vollständigen
Kompatibilität mit dem Lugano-Abkommen einstweilen zurückzustellen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.12.1994
HANS HIRTER

Mit seiner Botschaft vom 24. Mai 2017 legte der Bundesrat ein Projekt vor, um das
Bundesgesetz über das internationale Privatrecht (IPRG) und insbesondere dessen
Normen betreffend Konkurs und Nachlassvertrag zu modernisieren. Einerseits soll das
Anerkennungsverfahren ausländischer Konkursdekrete vereinfacht und andererseits die
prozessuale Stellung der Gläubiger der schweizerischen Niederlassung einer
ausländischen insolventen Gesellschaft verbessert werden. Das Bundesgericht hatte die
heutige Rechtslage in diesen Bereichen kritisiert und in der Vernehmlassung waren die
Revisionsvorschläge des Bundesrates grossmehrheitlich begrüsst worden. Die vom
Bundesrat angedachte Revision beinhaltet die folgenden vier Kernelemente: Erstens
soll das Gegenrechtserfordernis, also die Regel, dass ausländische Konkursentscheide
in der Schweiz nur dann anerkannt werden, wenn der betreffende ausländische Staat
auch einen Schweizer Konkursentscheid anerkennen würde, abgeschafft werden. Sie
habe ihr ursprüngliches Ziel, anderen Staaten einen Anreiz zur internationalen
Kooperation zu geben, verfehlt. Dennoch könnte die Schweiz einem ausländischen
Konkursentscheid weiterhin die Anerkennung verweigern, nämlich wenn dieser
rechtsstaatliche Grundsätze verletzt (sog. Ordre-public-Vorbehalt). Die zweite
Neuerung besteht in der Anerkennung von Konkursen, die am faktischen Sitz („centre of
main interest“) des Schuldners eröffnet werden, und nicht nur wie im geltenden Recht
solcher, die am statutarischen Sitz eröffnet werden. In sehr vielen Staaten – so auch in
der gesamten EU – würden Konkursverfahren am faktischen Sitz des Unternehmens
eröffnet und sofern der statutarische Sitz des Unternehmens nicht in der Schweiz liege,
gebe es auch keinen Grund, ein solches Verfahren zu verweigern. Drittens sollen die
Verfahren generell vereinfacht werden. So soll zukünftig nicht mehr zwingend nach der
Anerkennung eines ausländischen Konkursverfahrens in der Schweiz ein
Hilfskonkursverfahren durchgeführt werden müssen, sondern nur dann, wenn
schützenswerte schweizerische Gläubiger existieren. Da das Hilfskonkursverfahren zum
Zweck hat, sicherzustellen, dass Schweizer Gläubiger einen vorrangigen Zugriff auf die
Vermögenswerte in der Schweiz haben, sei dieses ein unnötiger und kostspieliger
Leerlauf im Fall, dass es keine schützenswerten schweizerischen Gläubiger gibt. Als
Viertes sollen schliesslich inländische Niederlassungsgläubiger prozessual bessergestellt
werden, indem sie ihre Ansprüche künftig im Hilfskonkursverfahren geltend machen
können und nicht mehr wie bisher ein separates Niederlassungskonkursverfahren
beantragen müssen, dessen Verfahrenskosten sie überdies vorschiessen müssen. Auf
diese zwei parallelen Verfahren über Schweizer Niederlassungen ausländischer
Unternehmen könne verzichtet werden.

Der Ständerat befasste sich als Erstrat in der Wintersession 2017 mit der Vorlage und
trat ohne Gegenantrag auf das Geschäft ein. Umkämpft waren einzig die Bedingungen
für die Anerkennung ausländischer Konkursverfahren sowie die Frage des

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2017
KARIN FRICK
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Gegenrechtserfordernisses. Mit einer knappen Mehrheit von 22 zu 19 Stimmen
entschied sich die Ständekammer gegen die von einer Kommissionsminderheit
geforderte zusätzliche Anerkennungsbedingung, dass das Konkursdekret eines im
faktischen Sitzstaat eröffneten Verfahrens auch im statutarischen Sitzstaat des
Schuldners anerkannt sein muss. Damit würde den Parteien ohne wirklichen Nutzen
eine zusätzliche Gutachtenpflicht aufgebürdet, was die Verfahren wieder verzögern und
verteuern würde und damit nicht im Sinne dieser Revision sei. Das
Gegenrechtserfordernis sollte einem Minderheitsantrag zufolge als Kann-Formulierung
beibehalten werden, im Sinne dass die Schweiz die Anerkennung verweigern kann, wenn
kein Gegenrecht besteht. Die Minderheit sah damit die Interessen der Schweiz besser
gewahrt, da die Klausel eine Art „Notbremse“ biete. Die Mehrheit war jedoch der
Ansicht, dass sich das Gegenrechtserfordernis in der Praxis nicht bewährt habe und der
Ordre-public-Vorbehalt die bessere „Notbremse“ darstelle. Das
Gegenrechtserfordernis schaffe – im Gegensatz zum Ordre-public-Vorbehalt – keinen
richterlichen Ermessensspielraum im Einzelfall, da das allgemeine Gegenrecht mit
einem anderen Staat beurteilt werden müsse, das ja nicht bei jedem Fall anders sei. Mit
22 zu 21 Stimmen folgte der Ständerat seiner Kommissionsmehrheit und strich das
Gegenrechtserfordernis vollständig aus dem Gesetz. Nach einigen weiteren
Ergänzungen technischer und redaktioneller Natur nahm die kleine Kammer den
Entwurf in der Gesamtabstimmung einstimmig an. 3

Als Zweitrat befasste sich der Nationalrat in der Frühjahrssession 2018 mit der Revision
des 11. Kapitels des Bundesgesetzes über das internationale Privatrecht, namentlich
den Normen betreffend Konkurs und Nachlassvertrag. Die Vorlage wurde von allen
Fraktionen begrüsst und es gab keine Minderheitsanträge. Ausser in zwei sehr
technischen Fragen – einerseits betreffend den Beginn für die Berechnung der Frist,
innerhalb der eine paulianische Anfechtungsklage erhoben werden kann, und
andererseits bezüglich der paulianischen Anfechtung aus dem Ausland gegen eine
zivilrechtlich rechtsgültige Sachverfügung in einer nunmehr in der Schweiz gelegenen
Sache – beantragte die RK-NR ihrem Rat überall, dem Beschluss des Ständerates
zuzustimmen. Die grosse Kammer hiess alle Anträge ihrer Kommission stillschweigend
gut und gab den Entwurf einstimmig zurück an den Ständerat zur
Differenzbereinigung. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.2018
KARIN FRICK

In der Differenzbereinigung zum Bundesgesetz über das internationale Privatrecht
beschäftigte sich der Ständerat in der Frühjahrssession 2018 einmal mehr mit den
Normen zu Konkurs und Nachlassvertrag. Zum besseren Schutz des Schweizer
Gläubigers gegenüber Handlungen des ausländischen Schuldners hatte der Nationalrat
den Beginn der Verdachtsfrist, innerhalb derer eine paulianische Anfechtungsklage –
mit welcher vom Schuldner vor Konkurseröffnung an Dritte übertragenes Vermögen ins
Vollstreckungssubstrat zurückgeführt werden kann – erhoben werden kann, an die
Konkurseröffnung geknüpft. Die Stossrichtung werde von der Verwaltung unterstützt,
erläuterte Kommissionssprecher Fabio Abate (fdp, TI), aber der vom Nationalrat
eingeführte Mechanismus führe zum Problem, dass praktisch keine zeitliche Grenze
mehr bestehe, bis wann Konkursverwalter oder Gläubiger auf Anfechtung klagen
können. Die Verwaltung habe deshalb eine verbesserte Lösung vorgeschlagen, bei der
die Verdachtsfrist am Zeitpunkt der ausländischen Konkurseröffnung anknüpfe, die
Verjährungsfrist aber während des Anerkennungsverfahrens stillstehe. Der Ständerat
stimmte dieser Änderung stillschweigend zu. In Bezug auf die paulianische Anfechtung
aus dem Ausland gegen eine zivilrechtlich rechtsgültige Sachverfügung in einer
nunmehr in der Schweiz gelegenen Sache hatte der Ständerat als Erstrat eine neue
Bestimmung eingefügt, welche sicherstellen sollte, dass der Grundsatz des
Gutglaubensschutzes nach Schweizer Recht auch in ausländischen Entscheidungen
beachtet werden muss. Diese war vom Zweitrat dann jedoch wieder gestrichen worden.
Die Mehrheit der RK-SR beantragte ihrem Rat nun, sich dem Nationalrat anzuschliessen
und auf die Bestimmung zu verzichten, da man damit, so Bundesrätin Simonetta
Sommaruga, „dogmatisch und inhaltlich absolutes Neuland betreten“ würde. Eine
Minderheit wollte festhalten, doch eine Überprüfung des ausländischen Entscheids in
der Sache sei nicht nur international verpönt, sondern widerspreche auch dem IPRG
selbst, erläuterte die Justizministerin weiter. Ausserdem stelle der Ordre-public-
Vorbehalt sicher, dass die Schweiz keine ausländischen Entscheide anwenden müsse,
die dem schweizerischen Rechtsempfinden diametral zuwiderliefen. Mit 23 zu 17
Stimmen folgte die Ständekammer schliesslich dem Antrag ihrer Kommissionsmehrheit
und schloss sich dem Nationalrat an. Mit einer verbleibenden Differenz übergab sie das

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.2018
KARIN FRICK
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Geschäft wieder dem Nationalrat.
Die grosse Kammer stimmte der vom Ständerat beschlossenen Lösung für das Problem
bei der Frist bei Anfechtungsklagen noch in derselben Session stillschweigend zu. In der
Schlussabstimmung nahm der Nationalrat das revidierte Gesetz einstimmig und der
Ständerat mit 36 zu 6 Stimmen an. 5

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Der Bundesrat gab im Januar 2009 einen Expertenvorentwurf für ein neues
Schuldbetreibungs- und Konkursgesetz in die Vernehmlassung. Ein Hauptelement der
neuen Konzeption ist, dass nach amerikanischem Vorbild die Sanierung und nicht die
Liquidierung eines zahlungsunfähigen Unternehmens im Zentrum steht. Der Nationalrat
überwies in der Herbstsession bei nur einer Gegenstimme eine Motion Bischof (cvp, SO;
09.3716), welche den Bundesrat auffordert, angesichts der Wirtschaftskrise diese
Revision möglichst rasch vorzulegen. Der Ständerat überwies eine vom Nationalrat Ende
2008 gutgeheissene Motion der SVP-Fraktion (08.3649) für die Reduktion der Risiken,
welche vom Zusammenbruch von systemrelevanten Unternehmen (wie zum Beispiel
Grossbanken) ausgehen können. Namentlich verlangt dieser Vorstoss vom Bundesrat
die Einsetzung einer Expertenkommission, welche konkursrechtliche Reformen zur
Vermeidung von Firmenzusammenbrüchen ausarbeitet. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.09.2009
HANS HIRTER

Neben der makroökonomischen Dimension, die sich auf die „Too-big-to-fail“-Frage
konzentriert, wurden auch mikroökonomisch ausgerichtete politische Forderungen
laut. In Anlehnung an die Sanierungsmaxime im sog. Chaptre 11 des US-amerikanischen
Konkursrechts wurde die Neuausrichtung des schweizerischen Schuldbetreibungs-
und Konkursrechts (SchKG) am Sanierungsgedanken gefordert. Die Nachlassstundung
soll nicht mehr zwingenderweise in einem Nachlassvertrag oder Konkurs enden,
sondern als Sanierungsverfahren geregelt werden. Nach einigem Zögern hatte der
Bundesrat 2003 eine erste Expertengruppe zur Klärung des Revisionsbedarfs im SchKG
eingesetzt, die 2005 erste Thesen formulierte und 2008 einen Entwurf und
Begleitbericht abgeliefert hatte. Neben der bereits beschriebenen Neuinterpretation
der Nachlassstundung sollen die Mitwirkungsrechte der Gläubigerinnen und Gläubiger
im Verfahren gestärkt und die Hürden für die Genehmigung eines Nachlassvertrags
gesenkt werden. Dauerschuldverhältnisse (beispielsweise Miet- oder Leasingverträge)
erhalten eine differenzierte Regelung. Die Arbeitsplatzgarantie bei Firmenübernahmen
im Insolvenzfall soll entfallen. Im Gegenzug soll für Betriebe mit über 250 Angestellten,
die mehr als 30 Mitarbeitende entlassen, im OR eine Sozialplanpflicht festgeschrieben
werden. Auf die Schaffung eines Konzerninsolvenzrechts soll explizit verzichtet und das
2010 in Kraft getretene Konkursprivileg zugunsten von Forderungen aus der
Mehrwertsteuer wieder aufgehoben werden. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.09.2010
SUZANNE SCHÄR

Die 2001 durch den Swissair-Untergang ausgelöste Debatte über eine Modernisierung
des Sanierungsverfahrens animierte den Bundesrat, ein Gesetzesprojekt zur Revision
des Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes (SchKG) auszuarbeiten. In der
Herbstessesion beschloss der Nationalrat mit 97 zu 42 Stimmen, nicht auf die
Gesetzesvorlage einzutreten. Angesichts der Tatsache, dass die Vorlage bereits in der
Vernehmlassung zum Teil auf heftige Kritik gestossen war, überraschte dieser Entscheid
wenig. Grund für dieses klare Ergebnis war die Ablehnung der SP, der Grünen und der
SVP. Während die Linke Verschlechterungen für die Arbeitnehmenden befürchtete,
argumentierte die SVP, dass Konkurse nicht um jeden Preis verhindert werden sollen.
Dagegen erachteten die unterlegenen Vertreter der CVP und der FDP das
Gesetzesprojekt als vernünftige Diskussionsgrundlage. Der Eintretensentscheid des
Ständerats stand noch aus. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.2011
LAURENT BERNHARD
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Entgegen dem Entscheid des Nationalrats vom Vorjahr trat der Ständerat in der
Sommersession auf die Vorlage zur Revision des Schuldbetreibungs- und
Konkursgesetzes (SchKG) ein. Dieser Entscheid fiel mit 28 zu 5 Stimmen deutlich aus.
Die Vorlage bezweckte eine Erleichterung von Unternehmenssanierungen. Dazu sollte
im Rahmen eines Insolvenzverfahrens der Aufkäufer nicht mehr alle bisherigen
Arbeitsverträge übernehmen müssen. Als Ausgleich für diese Lockerung, die auf Kosten
der Arbeitnehmerrechte ging, wurde gegen den Widerstand der SVP und der FDP eine
Sozialplanpflicht gutgeheissen. Diese Massnahme sah vor, dass Unternehmen, die über
250 Mitarbeitende zählten, einen Sozialplan aushandeln mussten, wenn sie mindestens
30 Angestellte entliessen. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.05.2012
LAURENT BERNHARD

Im April trat der Nationalrat im Rahmen seiner Sondersession auf die Revision des
Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes (SchKG) ein, die erleichterte
Firmensanierungen bezweckte. Die grosse Kammer hielt es für angebracht, dass
Nachlassstundungen nicht mehr zwingend in einen Nachlassvertrag oder Konkurs zu
münden hatten, sondern unter bestimmten Bedingungen auch zu einer Sanierung
führen konnten. Nach dem Ständerat im Vorjahr stimmte auch der Nationalrat einer
provisorischen Stundung von maximal vier Monaten zu. Opposition machte sich nur aus
den Reihen der SVP bemerkbar, die sich Sorgen um Missbräuche zu Lasten von
Gläubigern machte. Als gänzlich unumstritten erwies sich dagegen der Wegfall des
Konkursprivilegs was die Mehrwertsteuer anbetraf. In Bezug auf die Beweislast bei
Vermögensübertragungen von einer sich in Nachlassstundung befindenden Firma zu
Gunsten “nahestehender Personen“ schuf der Nationalrat eine Divergenz, indem er die
vom Ständerat im Vorjahr beschlossene Beweislastumkehr, welche die missbräuchliche
Aushöhlung von Firmen zu Lasten der Gläubiger erschweren sollte, mit 97 zu 85
Stimmen aus der Vorlage kippte. Die Reformgegner argumentierten, dass der Vorschlag
die Schwierigkeiten des Missbrauchsbeweises nicht lösen, sondern nur verlagern
würde. Fragen, welche die Arbeitnehmenden betrafen, spielten auch in der
nationalrätlichen Debatte eine zentrale Rolle. Die Volksvertreter stimmten nach langer
Diskussion den zwei Regelungen zu, die im Ständerat zu einer Kompromisslösung
geführt hatten. Zum einen beschloss der Nationalrat, dass der Aufkäufer nicht mehr alle
bisherigen Arbeitsverträge übernehmen musste. Zum anderen führte er gegen die
Stimmen der SVP, der FDP und einer Minderheit der CVP eine Sozialplanpflicht ein.
Diese sah vor, dass Unternehmen, die über 250 Mitarbeitende zählten, einen Sozialplan
aushandeln mussten, wenn sie innert 30 Tagen mindestens 30 Angestellte entlassen
wollten. In der Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 99 zu 74 Stimmen
für die Revisionsvorlage aus. In der Sommersession nahm sich der Ständerat des
Geschäftes zum zweiten Mal an. In der Frage der Beweislast bei
Vermögensübertragungen hielt die kleine Kammer an ihrem Reformvorschlag fest. Eine
zweite Divergenz blieb in Bezug auf offene Lohnforderungen bestehen. Der Ständerat
folgte mit 21 zu 13 Stimmen einem Antrag Cramer (gps, GE), der die Solidarhaftung
aufrechterhalten wollte. Demnach mussten Firmenübernehmer zusammen mit dem
Veräusser für ausstehende Löhne aufkommen. Der Nationalrat schwenkte daraufhin
bezüglich der Beweislastumkehr auf die Linie des Ständerats ein. Hingegen liess sich bei
der Haftung von ausstehenden Löhnen die Differenz nicht ausräumen, sodass eine
Einigungskonferenz einberufen werden musste. Schliesslich setzte sich in dieser
Sachfrage die vom Nationalrat bevorzugte Regelung durch. Somit musste bei
Firmenübernahmen zu Sanierungszwecken der neue Besitzer nicht für ausstehende
Lohnforderungen haften, denen der frühere Besitzer nicht nachgekommen war. Die
Referendumsfrist gegen die Gesetzesrevision lief im Oktober ungenutzt ab, sodass die
neuen Bestimmungen per 1. Januar 2014 in Kraft traten  . 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.2013
DAVID ZUMBACH

In seiner Botschaft vom 29. Oktober 2014 beantragte der Bundesrat dem Parlament die
Zustimmung zur Änderung des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs
(SchKG), die gewerbsmässigen Parteivertretern von Zwangsvollstreckungsverfahren
einen freien Zugang zum gesamten Schweizer Markt ermöglichen soll. Dies war bis anhin
nicht möglich, da nach geltendem Bundesgesetz (Artikel 27 SchKG) die Kantone die
Bedingungen festlegen dürfen, unter denen eine Person gewerbsmässig Dritte vertreten
darf. Eine Motion Rutschmann (svp, ZH) (Mo. 10.3780), die vom Bundesrat unterstützt
wurde, brachte 2010 sodann den Anstoss zur SchKG-Revision. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.10.2014
DAVID ZUMBACH
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Als Erstrat setzte sich der Nationalrat in der Sommersession 2015 mit der Revision des
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) auseinander, die
gewerbsmässigen Parteivertretern von Zwangsvollstreckungsverfahren einen freien
Zugang zum gesamten Schweizer Markt ermöglichen soll. Die vorberatende Kommission
für Rechtsfragen (RK-NR) ergänzte den Entwurf des Bundesrates um eine zusätzliche
Regelung, die es den Kantonen, die nach geltendem Recht die Bedingungen festlegen
dürfen, unter denen eine Person gewerbsmässig Dritte vertreten darf, erlauben soll,
einer Person aus wichtigen Gründen die gewerbliche Vertretung zu verbieten. Die
Änderung wurde innerhalb der RK-NR mit 17 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen
angenommen. Bevor sich der Nationalrat aber den inhaltlichen Feinheiten annehmen
konnte, musste er sich in der Eintretensdebatte zuerst mit dem Antrag einer
Kommissionsminderheit Nidegger/Lüscher auseinandersetzen, die einen
gesetzgeberischen Handlungsbedarf in Abrede stellte. Dass die Opposition gegen die
SchKG-Revision gerade von zwei Genfer Nationalräten kam, überraschte wenig, machte
von der Kompetenz, die Bedingungen für die gewerbsmässige Vertretung im
Zwangsvollstreckungsverfahren festzulegen, neben dem Tessin und der Waadt doch vor
allem auch der Kanton Genf Gebrauch. Mit ihrem Anliegen stiessen sie aber ausserhalb
ihrer eigenen Fraktionen kaum auf offene Ohren. Der Nationalrat stimmte bei 4
Enthaltungen mit 121 zu 49 Stimmen für das Eintreten. In der Detailberatung gaben vor
allem die redaktionellen Bereinigungen der Zivilprozessordnung (ZPO), die, laut
Bundesrat, aufgrund des "engen verfahrensrechtlichen Bezugs" vorgeschlagen wurden,
Anstoss zur Debatte. Eine Minderheit Lüscher, die von der SVP- und der FDP-Liberalen-
Fraktion Unterstützung erhielt, sprach sich für die Streichung sämtlicher beantragter
Änderungen der Zivilprozessordnung aus, da, so Giovanni Merlini (fdp, TI), kein
inhaltlicher Zusammenhang bestehe und zudem beschlossen worden sei, vor 2020
möglichst keine Änderungen an der Zivilprozessordnung vorzunehmen. In der
Abstimmung unterlag die Kommissionsminderheit mit 92 zu 94 Stimmen denkbar
knapp. Das Zünglein an der Waage spielte die CVP-Fraktion, die mit 20 zu 7 Stimmen für
den Antrag der Kommissionmehrheit stimmte. Die Gesamtabstimmung fiel dann mit 105
zu 80 Stimmen bei 2 Enthaltungen zugunsten des Entwurfs deutlicher aus, auch weil die
FDP-Liberale-Fraktion weniger geschlossen stimmte als noch bei der vorangegangenen
Abstimmung. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2015
DAVID ZUMBACH

In der Herbstsession 2015 befasste sich dann der Ständerat mit der Revision des
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) und der Thematik der
gewerbsmässigen Vertretung im Zwangsvollstreckungsverfahren. Die vorberatende
Rechtskommission (RK-SR) hatte sich bei vier Enthaltungen mit 9 zu 0 Stimmen für den
schweizweiten Marktzugang für gewerbsmässige Vertreter ausgesprochen. Zudem war
die Kommission dem Nationalrat gefolgt und hatte entgegen dem Entwurf des
Bundesrates einstimmig beschlossen, den Kantonen die Möglichkeit zu belassen, einer
Person aus wichtigen Gründen die gewerbsmässige Vertretung zu verbieten. In der
eingangs geführten Eintretensdebatte bezeichnete Martin Schmid (fdp, GR) die Vorlage
als "verfassungswidrig", da die ebenfalls beantragten redaktionellen Bereinigungen der
Zivilprozessordnung (ZPO) in keinem Zusammenhang mit dem Hauptrevisionspunkt
stünden. Der Nichteintretensantrag blieb aber auch in der kleinen Kammer ohne Erfolg.
Der Ständerat entschied mit 27 zu 14 Stimmen bei einer Enthaltung auf Eintreten. In der
Detailberatung folgte der Ständerat seiner Rechtskommission und stimmte dem
Beschluss des Nationalrates zu. In der Gesamtabstimmung nahmen 27 Ständerate den
Entwurf an, 13 lehnten ihn ab. 

Am 25. September 2015 gelangte die Vorlage dann in beiden Kammern zur
Schlussabstimmung. Als einziger Parlamentarier stimmte Ständerat Luc Recordon (gp,
VD) gegen die SchKG-Revision. Die Referendumsfrist verstrich indes am 14. Januar 2016
ungenutzt. 13
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Zusammenfassung
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Bekämpfung des missbräuchlichen Konkurses. Bundesgesetz (BRG 19.043)

Mit Anpassungen des Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes, des
Obligationenrechts, des Strafgesetzbuches und des Strafregistergesetzes wollte der
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Bundesrat verhindern, dass das bestehende Konkursverfahren von Schuldnerinnen und
Schuldnern für Missbrauch verwendet werden kann. In der Vergangenheit hätten sich
vermehrt Fälle gehäuft, in denen bestimmte Unternehmen Konkurrenzfirmen preislich
stark unterboten hätten, diese damit schädigen wollten und bewusst einen eigenen
Konkurs in Kauf genommen hätten, um dann später mit den gleichen Angestellten
wieder eine neue Firma zu gründen. Mit dieser Praxis würden Gläubigerinnen und
Gläubiger geschädigt sowie Sozialversicherungen belastet, die für die Schäden teilweise
aufkommen müssten, erklärte der Bundesrat in seiner Botschaft. Kernstück der
Anpassungen bildete die Einführung eines strafrechtlichen Tätigkeitsverbots, das es
den Gerichten ermöglicht, einer Person die Ausübung einer bestimmten Funktion in
einer Unternehmung zu verbieten. Die Handelsregisterämter sollen für den Vollzug
dieser Tätigkeitsverbote mit strafrechtlichen Befugnissen ausgestattet werden. Zudem
sollen präventive Massnahmen wie beispielsweise die öffentlich zugängliche
Personensuche im Handelsregister dafür sorgen, dass die Gefahr von Missbrauch
verringert wird. Knackpunkte in der Detailberatung waren die Normen zum Opting-out
(eingeschränkte Revisionspflicht), zum Mantelhandel (Veräusserung von faktisch
bankrott gegangenen Unternehmen) und zur Frage einer Wahlmöglichkeit zwischen
Pfändung oder Betreibung für öffentliche Organe. In der Frühjahrssession 2022
nahmen beide Räte die Anpassungen in den Schlussabstimmungen an.

Chronologie
Botschaft des Bundesrates
Erste Behandlung Ständerat
Erste Behandlung Nationalrat
Differenzbereinigung Ständerat
Differenzbereinigung Nationalrat und Schlussabstimmungen
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Le Conseil fédéral a adopté un message qui vise la lutte contre les faillites abusives. Ce
message fait suite à l’adoption d’une motion Hess (plr, OW) (11.3925) qui chargeait le
Conseil fédéral d’établir les bases juridiques pour empêcher l’usage abusif de la faillite
pour échapper à des obligations. En effet, une telle pratique porte non seulement
préjudice aux créanciers, mais engendre également de la concurrence déloyale. De
plus, dans l'attente d'une action du Conseil fédéral une nouvelle motion 17.3759 avait
été déposée avec un objectif similaire. Au final, le Conseil fédéral soumet au Parlement
une modification de la loi sur la poursuite pour dettes et la faillite (LP), sous la forme
d’une loi fédérale sur la lutte contre l’usage abusif de la faillite. Cette loi vise des
modifications du droit pénal, et notamment de l’article 67, al.1 du Code pénal sur
l’interdiction d’exercer une activité. D’abord, elle crée un lien entre le casier judiciaire
et le registre du commerce qui permet de renforcer la transparence et d’améliorer la
collecte des données. Ensuite, elle facilite, pour les créanciers, les procédures dans des
cas d’abus de faillite. Finalement, le Conseil fédéral précise que la révision du droit de
la société anonyme (16.077) et la modernisation du droit du registre du commerce
(15.034) permettent également de lutter efficacement contre les faillites abusives. 14
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